
1.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorresgondenz. 25 .. Juli 1950 .. 

An fra g e b e a n t W 0 r tun g. 

Die a.m 21 .. Juni 1950 eingebrachte Anfrage der Abg.E 1 s e r und 

Genossen, betreffend die willkürliche Verfolgung von Teilne~ern an der De­
monstration der Grazer Bauarbeiter vom 7 e und 10.Dezember Ig49 'durch die __ Staats­

anwaltschaft Graz,beantwortet Bundesndnister fUr Justiz Dr.T s c h ade k 

rie folgt:: 

Die Staatsanwaltschaft Graz hat nur gegen jene Teilnehmer an den De­

monstratiönen in Graz am 7.undI0.Dezsmber 1949 die Anklage erhoben, die sich 

einer konkreten strafbaren Handlung schuldig gemacht haben, wobei eS sich ent­

weder Ul!1 BeschädigUng fremden Eigentums an Gaststätten. -Geschäftshäusern oder 

Kraftwagen oder um tätliche Widersetzlichkei t gegen Polizeior~ane oder um ge­

waltsames Eindrillgen in Gaststätten oder um wörtlich~ Beleidigung von Polizei­

orgallen handelte. 

Die Behm. ptl.Ulg der Anfrage, dass auf Grund einer angeblich konstruier­

ten Koll~ktivhaftung alle Teilnehmer der Demonstration bloss wegen Teilndlme·~ 

dieser verfolgt würden~ ist unrichtig. In der Anklage der staatsanwaltschaft 

Graz wurde ausdrücklich betont t dass in subjektiver Bez iehung ein böser Vorsatz 

in der Richtung der unter Anklage gestellten Verbrechen der öffentlichen Gewalt­

tätigkeit in jenen Fäll. ausser Zweifel stehe, in denen sieh ~inzelne Demon­

stranten konkreter persönlicher Aus schreitu ngen schuld gemacht hätten.~ was filr 

al~e Angeklagten gelte. Die Staatsanwaltschaft Graz hat im ~egenteil das Straf­

verfahren gegen jene zur Anzeige gebrachten Teilnel1mer an der Demonstration 

einstellen lassen, denen eine konkrete Ausschreitung nicht nachi7eisbar ist, da 

die blosse Anwesenheitio Rahmen der Demonstration einen dtrafbaren Tatbestand 

nicht verwirklichen kann. 

Inwieweit die Aus sagen einzelner Zeugen zur Uberführung von Besch111digt0!1 

geeignet sind, kann nur das Gericht auf Grund der .von ihm vorzunehmenden freien 

BC11eisviÜrdigung und des von Gerichte nach allfälliger Gegenüberste.lluhg der 

Zeugen untereinander und ~t den Angeklagten zu gewinnenden persönlichen Ein-

4ruckes entsch~ideno 

- Die Behauptung, es hb.ndle sich um eine mit faschistischen reaktionären 

Methoden zusannengestell te Anklage L1US s ich als eine gegen das Ansehen einer 

Justizb~höxde gerichtete vollkommen willkürliche BehSlptung entschiedenst 

zurückweisen •. 

116/AB VI. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



2 "Be iblatt 25"Juli 1950. 

Der Vollständigkeit Imlbcl.' lU1d zur Widerlegung der den wahren Sachver­

bal t vollkor:unen e21tste ller:.den Anfrage dar Herren Abgeordneten beehre ich mich 

dsxauf hinzuweisen, dass die Landsslcitu.ng Steiol'mm'k der Gewerla>chaft der BQ,u­

und Holz8.l'beitcr den Gewerkschaftsbund nd tgGteilt hat., dass die. Verhandlungen 

für die BauarbeiDcr um die Überb;ückn:ngsh:Ufc: an lO",Dc:&ember 1949 dadurch ausser­

ordentlich erschr{(\l4t W'lu:den~ dass sich Leute in die Versannlung eingeschlichen 

h.:'ltten, um die Bauarbeiter auf dle Strasse zu bri:neell, daoi't sie unter dem Schutz 

der Bauarbeiter Am Dchx'eitungen vollbringen },Ol1lltell i die nur VOl'l einer Seite 

gcwoll t, VOl1 den Baua~t'beiterl1 aber abgelrh. nt wUl'deno Die Erhebungen. der Gewerk­

schaft der Bau- und IIolzarbeiter haben uJ.ch ergeben, dass eine Reihe de;r Ange­

klagten der'Baubranche gar nicht aneehörel1 oder zumindest zur Zeit der Verhand­

lungen über die Überbl'Üclrul1ßshilfe nicht angehörten, Dies trifft uQa .. auch auf 

den Ersta.ngGklaütcn AlfrcdTa.ncsitz zu" 

ZusmJtlenfassend beehre ich oich daher die Anfrage dahin zu bellntworte.n, 

dass kein Grund vorliegt t die von dGr Staatsan,~ltschaft Graz erhobene Anklaeo 

:;. zurückziellen zu lassen oder die r.li t di~ ser Strafsache befassten :aeaoten zur-

Verantwortung zu ziehen. 
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